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Ein Land – vier Sprachen

Vom Umgang der Schweiz mit kultureller und sprachlicher Vielfalt

„Die Schweiz ist nicht gegründet worden, um der Welt ein Beispiel kultureller, sprachlicher und konfessioneller Vielgestaltigkeit zu geben, sondern diese Vielgestaltigkeit war nichts weiter als eine Gegebenheit des so und nicht anders entstandenen eidgenössischen Bundes.“ Rudolph v. Salis, schweiz. Historiker 

Die Geschichte der Schweiz ist eine Geschichte von Verträgen, Zusammenschlüssen, Eroberungen, Annexionen,.... Jeder Kanton hat seine eigene Geschichte, wann und auf welche Weise er zur Eidgenossenschaft stiess. Wichtig in diesem  Zusammenhang ist aber, dass sich die spezifische Geschichte immer auf den Kanton (État) bezieht, und nicht auf die ethnolinguistische Gruppe . 

Eine ethnische Minderheit definiert sich über Faktoren wie die Sprache, das Territorium, eine gemeinsame Kultur, Folklore, eine gemeinsame Identität,.... In der Schweiz ist es so, dass sich die Traditionen eher kantonal als nach Sprachregionen ausdrücken: Jeder Kanton hat seine Trachten, seine Volkslieder, seine Legenden, seine Weine.... Die Kantone der Schweiz sind somit nicht nur administrative Einheiten, sondern kleine "Nationen" oder "Staaten" mit ihren eigenen Traditionen, Normen, Wertvorstellungen, die sich im Laufe einer gemeinsamen Geschichte in Wechselwirkung mit anderen Kantonen und dem Staatsgebilde heranbilden konnten. Das politische System der Schweiz ist nicht, wie in anderen Ländern, in "künstliche" Verwaltungseinheiten aufgeteilt, sondern auf natürlich gewachsenen Gemeinschaften. Der hier verwendete Begriff "Sprachregion" ist in diesem Sinne irreführend, da diese im Sinne einer Bevölkerung mit eigener Sprache und einem dazu gehörenden Territorium in den offiziellen Texten des Landes (Verfassung, Gesetze,...) nicht vorkommen.  Deshalb stehen sich auch nicht "Sprachblöcke" gegenüber. Die Sprachregionen sind keine Einheiten, weder politisch noch kulturell. Auch fühlen sich die Bewohner weniger der Sprachregion zugehörig als der Gemeinde, dem Kanton oder dem Land

In Anbetracht dieser Geschichte darf im Falle der Schweizer Sprachregionen nicht von "ethnischen Minderheiten" gesprochen werden. Diese Bezeichnung würde allenfalls für die Volksgruppen der Walser, der Rhätier, der Jenischen... gelten. In Bezug auf die Sprachregionen wären "ethnische Minderheiten" wohl eher kleine Einheiten auf subkantonalem Niveau, die ehemaligen germanischen und keltischen Stämme, die das Land in alter Zeit besiedelt haben, und deren Nachkommen man an ihrem spezifischen Dialekt und Patois erkennen könnte, hätten sie sich nicht durch neunhundert Jahre mehr oder weniger gemeinsamer Geschichte und der damit einhergehenden räumlichen und sozialen Mobilität fast vollständig untereinander und mit den jeweiligen Besatzungsmächten durchmischt. 

Somit sind die Sprachgemeinschaften (französische, italienische, romanische und deutsche SchweizerInnen) definitiv keine ethnischen Minderheiten, was jedoch nicht ausschliesst, dass sie eine andere Art Minderheit darstellen oder sich als solche fühlen könnten. Wie bereits erwähnt, kommt es bei der Bestimmung einer Minderheit unter anderem auch auf die subjektive Wahrnehmung einer gemeinsamen Lage, einer gemeinsamen Identität und gemeinsamer Interessen im Vergleich mit anderen, durch andere Merkmale getrennte sozialen Gruppen an. 

In den meisten Büchern über die Identität oder die Identifikation der SchweizerInnen ist auch von der Sprache die Rede. Aber nicht in dem Sinne, dass sich die Angehörigen einer Sprachregion mit ihr identifizieren, sondern dass sie ganz einfach stolz sind, in einem Land zu leben, das die Mehrsprachigkeit institutionalisiert hat, und wo jeder und jede seine/ihre Muttersprache sprechen und lernen kann. Im europäischen Vergleich sind die SchweizerInnen nicht stolzer auf ihre Heimat, als die anderen Europäer. Erstaunlicherweise sind die Angehörigen der lateinischen Minderheiten (vor allem die Tessiner) wesentlich stolzer, SchweizerInnen zu sein, als die DeutschschweizerInnen. Vor allem die ältere Bevölkerung, die Bauern und andere BewohnerInnen der ländlichen Gebiete sind "sehr stolz" auf ihre Nationalität. Trotzdem sind klare Unterschiede zwischen den verschiedenen Sprachregionen ersichtlich, die sich aber nicht zwischen deutscher und französischer Schweiz artikulieren, sondern zwischen den beiden und dem Tessin: die Tessiner fühlen sich eher der ganzen Welt zugehörig, als ihrem Wohnkanton oder der Schweiz. Die Romands unterscheiden sich von den anderen durch ihren "Lokalpatriotismus": ihr Wohnkanton liegt ihnen wesentlich mehr am Herzen, als die Schweiz. Es sind vor allem junge Leute, die sich der Schweiz, der ganzen Welt oder Europa zugehörig fühlen. Aber auch sie sind aber in erster Linie lokal oder kantonal verbunden. Nur die Schweiz ist ihnen nicht so wichtig. 

Interessant sind die Ansichten der Individuen selbst über ihre Beziehung zu den Angehörigen der anderen Sprachgruppen. In einer Umfrage stellte sich heraus, dass sich die SchweizerInnen aus den verschiedenen Sprachregionen über die Existenz eines "Grabens" zwischen den Sprachregionen nicht einig sind.  Die DeutschschweizerInnen identifizieren sich, wie wir gesehen haben, traditionell mehr mit der Schweiz als etwa die Angehörigen der anderen Sprachregionen. Als grösste Minderheit des Landes haben sie die Tendenz, sich selber mit der gesamten Schweiz zu verwechseln. Dieses Verhalten erklärt sich mit der "Notwendigkeit", (Sie entschuldigen mich), sich gegen Deutschland abzugrenzen ("wir sind Schweizer ...und nicht Deutsche"). In den Regionen der sprachlichen Minderheiten wird dies aber leider oft als "Wir sind die Schweizer" wahrgenommen. Was den Graben zwischen der deutschen und französischen Schweiz, eben den „Röstigraben“ anbelangt, zeigen sich signifikante Meinungsunterschiede zwischen den Sprachregionen. Nur 36% der Deutschschweizer denken, dass ein Graben tatsächlich existiert, gegen 51% der Romands. Die Tessiner sind noch stärker von der Existenz des Röstigrabens überzeugt, als die Romands (65%). Die Mehrheit der Deutschschweizer (43%) sind überzeugt, dass nur einige gelegentliche Differenzen zwischen den beiden Landesteilen existieren (gegenüber 34% Romands). 15% der Deutschschweizer denken, es gäbe überhaupt keinen Röstigraben, gegenüber nur gerade 4% der Romands. 

Wie ich Ihnen mit Letzterem aufzeigen wollte, kommt der Ignoranz der Mehrheit in Bezug auf die Probleme der Minderheiten eine wichtige Rolle bei der Entwicklung eines Konfliktes zu. Genau auf dieses Problem treffen wir auch in der Schweiz. Die germanophone Mehrheit des Landes überschätzt ihre guten Beziehungen zu den Minderheiten, für die gewisse Probleme offensichtlich eine Realität darstellen. 

Es besteht also tatsächlich ein "Röstigraben" und ein "malaise confédéral", ein gewisses Unwohlsein, welches die Sprachgemeinschaften gegeneinander auszeichnet. Diese Tendenz zur Wahrnehmung der "Gräben" zwischen den Sprachgemeinschaften ist um so gefährlicher, weil sie sich teilweise mit kulturellen und wirtschaftlichen Faktoren deckt. Hier die hochindustrialisierte, finanzstarke Deutschschweiz und „ennet“ den Gräben die „armen Compatriots“

Daneben  gibt es natürlich auch kulturelle Unterschiede zwischen den Angehörigen der verschiedenen Sprachgruppen. Der wichtigste Faktor ist wohl, dass die Romandie kulturell (Lifestyle, Literatur,...) eher nach Frankreich orientiert ist, der Tessin oder Graubünden mediterran daherkommen, während sich die deutsche Schweiz eher nach Deutschland ausrichtet. Dass die Deutschschweiz dabei gewisse Identitätsprobleme hat und sich vom "grossen Bruder" zu emanzipieren sucht, hat indirekte Auswirkungen auf die Beziehung zwischen den andern Landesteilen und der Deutschschweiz, Nebenwirkungen, die in der deutschen Schweiz grösstenteils ignoriert werden. 

Die darauf und auf den allgemeinen kulturellen Unterschieden basierenden Spannungen stellen an sich keine unüberwindbaren Gräben zwischen den  Landesteilen dar. Im Gegenteil: die kulturellen Unterschiede sind eine Bereicherung. Ein Teil unseres Nationalstolzes basiert auf der Tatsache, dass wir bereits ein "multikulturelles Land" waren, bevor dieses Wort überhaupt existierte. Zum Problem werden die Unterschiede erst dann, wenn sie als Begründung für die Benachteiligung einer Seite herhalten müssen, oder dazu benutzt werden, eine nicht vorhandene Benachteiligung zu "beweisen". 

Wird die Legitimität des politischen Systems von den Angehörigen der Minderheit angezweifelt, könnte dies einen Konflikt auslösen. Das politische System der Schweiz beruht auf zwei grossen Eckpfeilern: der direkten Demokratie (mit der Möglichkeit, dass das Volk über Initiativen und Referenden direkten Einfluss auf die Regierungstätigkeit nehmen kann) und dem ausgeprägten Föderalismus, der sich unter anderem durch die sogenannte "doppelte Mehrheit" auszeichnet. Doppelte Mehrheit bedeutet, dass bei Abstimmungen, welche die Verfassung betreffen, nicht nur ein Volksmehr bestehen muss (die Mehrheit aller StimmbürgerInnen), sondern auch eine Mehrheit der Kantone, das sogenannte Ständemehr. So soll vermieden werden, dass die bevölkerungsreichsten Kantone immer wieder über die Interessen der kleinen Kantone hinweg bestimmen. Diese Vorgehensart hat aber auch ihre Nachteile: das Ständemehr kann über eine knappe Volksmehrheit hinweggehen, so dass nicht die Entscheidung getroffen wird, die von den meisten BürgerInnen gewünscht ist, sondern jene, welche von der Mehrheit der kleinen Kantone vorgezogen wird. 

Das Problem der Schweiz ist nicht das politische System, sondern dass die Politik den schnellen Entwicklungen in der Wirtschaft nicht mehr folgen kann. Die Politik sieht sich gezwungen, aus wirtschaftlichen Gründen immer mehr zu zentralisieren, sich aus den Regionen zurückzuziehen. 

Die Schweiz ist viersprachig, wenn auch (zumindest innerhalb der Landesgrenzen) bekannt ist, dass die Schweizer selbst es nicht sind und dass die Zahl derer, die sich in einer zweiten Landessprache verständigen können, rückläufig ist. Allein dieser Indikator zeugt von Desinteresse andern Sprachgemeinschaften unseres Landes gegenüber und  von wachsendem gegenseitigem Unverständnis. Dies ist Ausdruck einer Situation, die schon mehrfach Gegenstand von Analysen und Handlungsempfehlungen war: In der Schweiz begnügen sich die verschiedenen Sprachgemeinschaften als fremde Nachbarn nebeneinander dahinzuleben und verschanzen sich hinter einer immer höheren Mauer der Gleichgültigkeit. Natürlich kann man sich für gewisse Zeit mit diesem Nebeneinanderleben in gegenseitiger Gleichgültigkeit abfinden. Ein solcher Zustand liesse zumindest auf eine erstaunliche „interkulturelle" Apathie" und einen bedauernswerten Mangel an Neugier hinsichtlich der kulturellen Vielfalt unseres Landes schliessen. Doch dürfte sich eine solche Situation vor allem mittelfristig als gefährlich erweisen, wie die Abstimmung vom 6. Dezember 1992 über den Europäischen Wirtschaftsraum hinreichend belegt: Das Schweizer Volk fällt aus allen Wolken, erkennt plötzlich seine unterschiedlichen Auffassungen, das gegenseitige Unverständnis und seine Kommunikationsunfähigkeit im Umgang mit Landsleuten anderer Sprachgemeinschaften. Verschiedene weitere Abstimmungen in der Vergangenheit betätigten dieses Phänomen. Allerdings wird es zunehmend abgelöst durch einen neuen Graben, den zwischen ländlichen und urbanen Gebieten.

Die Bundesverfassung von 1848 erklärte die "drei Hauptsprachen der Schweiz", das Deutsche, das Französische und das Italienische, als "Nationalsprachen des Bundes" und gab ihnen die politische Legitimität. Im Unterschied zum übrigen Europa koppelte die Schweiz mit der offiziellen Mehrsprachigkeit die politische Staatsbürgerschaft von der kulturellen Sprachenzugehörigkeit ab. 

1938 fügte das Schweizer Volk als Gegenmassnahme gegen den Druck der fa-schistische Bewegungen in den Nachbarstaaten Italien und Deutschland das Rätoromanische als vierte Nationalsprache hinzu und wertete diese Regionalsprache auf. Während Deutsch, Französisch und Italienisch den Status von Amtssprachen auf Bundesebene beibehielten, blieb Rätoromanisch Staatssprache des mehrsprachigen Kantons Graubünden. 

Weltweit sind Staaten mit einer einzigen Staatssprache Ausnahmeerscheinungen, und selbst in Europa stellen nur Portugal und Island einigermassen einsprachige Länder dar.  

Die Europäische Union baut auf der sprachlichen Vielfalt auf und steht vor der schwierigen Herausforderung, praktikable Lösungen für ihre politischen Institutionen und ihre Bürokratie in Brüssel zu finden. Mehr als den Schweizern bewusst ist, wirkt die Sprachenentwicklung in der EU auf die schweizerischen Sprachenverhältnisse zurück. Noch betrachten sich die Schweizer in der Sprachenfrage als europäischen Modell- und Sonderfall. 

Mit der fortschreitenden Vertiefung und Erweiterung der Europäischen Union rückt das Englische faktisch zur Lingua franca des europäischen Alltages auf, auch wenn es in der näheren Zukunft keine Chancen hat, zur einzigen Amtssprache Europas zu werden. In der Welt des Handels, der Wirtschaft und der Wissenschaft nimmt es bereits heute den ersten Platz ein. Auf dem Papier gelten in der EU alle Landessprachen der Mitgliedländer als Amtssprachen, als faktische Arbeitssprachen haben sich in der europäischen Bürokratie in Brüssel Französisch und Englisch durchgesetzt. Allerdings gewinnt das Deutsche im Stillen an Boden. 

Es sieht so aus, dass die europäische Sprachenvielfalt dem Monolingualismus wenig Chancen gibt. Die Lösung liegt vermutlich im Konzept der funktionellen Differenzierung. Die Rolle einer Sprache ergibt sich aus ihrer Funktion. Damit können Konfliktpotentiale reduziert werden. Nicht ausgeschlossen ist, dass sich in Europa ein Modell durchsetzt, das man "Englisch plus" nennen könnte. 

Im externen Gebrauch erlangt Englisch für die Europäer in West und Ost die Stellung einer universalen Arbeitssprache. Für bestimmte Regionen etablieren sich regionale Arbeitssprachen: Französisch für West- und Südeuropa, Deutsch für Mitteleuropa und Russisch für Ost- und Südosteuropa. In den einzelnen europäischen Ländern bleiben die bisherigen Staatssprachen weiterhin für den internen Gebrauch Amts- und Arbeitssprachen. 

Was bedeuten diese Entwicklungen für die Schweiz? Schon jetzt stellen wir fest, dass die Globalisierung der Wissenschaft, der Technologie und der Wirtschaft dem Englischen grosse Vorteile bringt. Zahlreiche junge Schweizer geben dem Englischen als erster Fremdsprache den Vorzug. Trotz des obligatorischen Unterrichts an der Volksschule drohen die beiden Landessprachen Deutsch und Französisch zu "halben" Sprachen abzusinken. Die Schweiz ist im Begriffe, sich faktisch zu einem anderthalbsprachigen (=1 1/2) Land zu wandeln: Muttersprache plus eine halbe "fremde" Landessprache. Man begnügt sich damit, die Sprache passiv zu verstehen. Das Englische wird für die viersprachige Schweiz zum ambivalenten Prüfstein der Multilingualität. In gleicher Weise, wie es als neue Lingua franca die technische Kommunikation erleichtert, vergiftet es den politischen und kulturellen Zusammenhalt des Landes. Wir können uns zwar auf Englisch über alles unterhalten, verstehen aber unsere Verschiedenheiten nicht mehr. 

Je länger desto weniger kommen die schweizerischen Behörden darum herum, die Stellung des Englischen ohne Tabus öffentlich zu diskutieren. Aus staatspolitischen Gründen bildet die Erhaltung der Sprachenräume der viersprachigen Schweiz ohne Zweifel eine vordringliche sprachenpolitische Aufgabe. Der obligatorische Schulunterricht in einer "andern" Landessprache bleibt conditio sine qua non, sollte aber von den Lehrern und der politischen Öffentlichkeit besser gestützt und propagiert werden. Manchmal erhält man in Gesprächen den Eindruck, das Lernen einer andern Landessprache besitze die gleiche Funktion wie das Russisch-lernen im früheren Ostblock. Aus den osteuropäischen Erfahrungen weiss man, dass die Lehrer eine psychologische Schlüsselstellung einnehmen. Der europäische Alltag zwingt uns gleichzeitig, dem Englischen genügend Aufmerksamkeit zu schenken. Sollen die jungen Schweizer Schüler schon in der Volksschule mit dem obligatorischen Englischunterricht beginnen, und wenn ja, wann? Ausgerechnet unser bevölkerungsärmster Kanton, Appenzell Innerrhoden hat als erster Kanton festgelegt, dass die erste Fremdsprache in der Volksschule, das Englisch ist.

Welchen Weg die Schweizer auch immer einschlagen, eines steht fest: Die eu-ropäischen Sprachenentwicklungen vermindern die Bedeutung des Französischen und Deutschen auch in der Schweiz. Das ist eine schwerwiegende Entwicklung, die die nationale Kohäsion schwächt. 

Ob man es wahrhaben will oder nicht, diese europäischen Sprachveränderungen  vergrössern die sprachlichen Konflikte in der viersprachigen Schweiz. Der Vormarsch des Englischen führt dazu, dass die junge Generation in Versuchung gerät, von der Muttersprache direkt auf das Englische als Arbeitssprache für den Alltagsgebrauch überzugehen. Innerhalb der Schweiz bleiben zwar Deutsch, Französisch, Italienisch und Rätoromanisch offizielle Landessprachen, die in den betreffenden Kantonen auch Amtssprachen darstellen, die die Bürger und Behörden im Alltag und in offiziellen Dokumenten, an Gerichten, in der Verwaltung und bei offiziellen Anlässen verwenden. In der Wirklichkeit ist der viersprachige Schweizer eine Rarität. Das Land ist zwar offiziell viersprachig, die Schweizer sind im Durchschnittsfall anderthalbsprachig. Im Falle des Italienischen und Rätoromanischen hat die nationale Präsenz bald nur noch symbolischen Wert. Als Arbeitssprachen konnten sie sich in der ganzen Schweiz nur in exklusiven Zirkeln teilweise durchsetzen. Noch sind Deutsch und Französisch in der ganzen Schweiz faktische Arbeitssprachen. In der östlichen Deutschschweiz kann es aber schon schwierig werden, eine Sitzung mehrheitlich auf französisch zu führen. Die Konkurrenz des Englischen wird immer spürbarer. 

Nimmt die Schweiz ihre Funktion als Demokratie ernst, so sollte sie auf die Akzeptanz verschiedener Kulturen und Lebensweisen bedacht sein. Dieses Anliegen stellen Migrationsbewegungen, Globalisierung, Europa-Integration und die zunehmende Bedeutung der Kommunikation auf die Probe. Die Schweiz weist trotz der kulturellen, sprachlichen und religiösen Unterschiede eine hohe soziale Kohäsion auf. Vorderhand halten die traditionellen Institutionen der Politik noch zusammen, was kulturell stets mehr oder weniger auseinanderströmt. Dieser Befund darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass unter der Oberfläche Tiefenströmungen vorhanden sind, die auf eine zunehmende Ethnisierung von Gesellschaft und Politik hindeuten. Vorläufig wirkt der Wohlstand noch als Kohäsionsfaktor. Je mehr sich aber in Europa die ökonomischen Ausgangsbedingungen jenen der Schweiz angleichen, desto kleiner wird die Attraktivität der Eidgenossenschaft. Die Schweiz hielt bislang so gut zusammen, weil die politischen Grenzen nicht mit den konfessionellen und sprachlichen übereinstimmen. Dieses Grundmuster der Konfliktregelung ist im 21. Jahrhundert schweren Belastungen ausgesetzt. Die Schweiz steht mitten in einem Anpassungsprozess, der sie zwingt, die alten Rahmenbedingungen des Zusammenlebens der vier Sprachengemeinschaften neu zu überdenken und sich der neuen Multikulturalität zu stellen.  Nur aktive Kohabitation und nicht – wie bisher häufig – passive Koexistenz ermöglichen der viersprachigen Schweiz das Überleben in einem vielsprachigen Europa.

Multikulturalität hat in mehrfacher Hinsicht mit Schule zu tun: Erstens sind die meisten Schulen in der Schweiz wie auch in anderen Einwanderungsländern mehrkulturell, da ein grosser Anteil der Schülerinnen und Schüler Kinder eingewanderter Familien sind. Zweitens können Schulen sich organisatorisch und inhaltlich auf Migration einstellen, indem sie den Unterricht leicht anpassen oder in den Klassenzimmern optische Zeichen setzen. 

Aeusserungen der Multikulturalität sind vielfältig: Schulen können ihr Profil und ihre Lernangebote multikulturell und mehrsprachig gestalten. In manchen Fällen wird eine solche Ausrichtung durch die sprachliche Situation einer Region bedingt, zum Beispiel bei den zweisprachigen Schulen in Graubünden. Ein multikultureller und mehrsprachiger Unterricht kann auch ganz unabhängig von der Herkunft und den sprachlichen Hintergründen der Schülerschaft angeboten werden.

In der bildungstheoretischen Diskussion und in bildungspolitischen Richtlinien wird heute Multikulturalität in der Schule mit dem Begriff „interkulturelle Bildung“ in Verbindung gebracht. Diese pädagogische Idee geht davon aus, dass sprachliche und kulturelle Vielfalt in inhaltlicher, organisatorischer und methodischer Sicht wichtig sind und dass es nicht vernünftig ist, sie zu umgehen. 

Die schulpolitische Reaktion auf Migration kommt offiziell in den Richtlinien bzw. Empfehlungen einiger Kantone und der EDK (Schweizerische Konferenz der Erziehungsdirektor/-innen) zum Ausdruck. Die EDK hat den Kantonen seit 1972 wiederholt empfohlen, Massnahmen zur „“, in den neueren Fassungen (zuletzt 1991) „Schulung der fremdsprachigen Kinder“, zu treffen. Dabei waren und sind Integration, Beibehalten der Herkunftssprache und -kultur sowie Chancengleichheit gleich wichtige Ziele. Einige Kantone haben eigene Empfehlungen oder Richtlinien herausgegeben, die den Gedanken der interkulturellen Erziehung aufgreifen und in einigen Fällen so im Kanton Zürich weiterentwickeln und durch konkrete Vorschläge ergänzen.

Insgesamt hat sich auf dieser programmatischen Ebene eine schulpolitische Ausrichtung etabliert, bei der die migrationsbedingte kulturelle Vielfalt als eine der vorrangigen Aufgaben der Schule hervorgehoben wird. Der Begriff „Assimilation“ kommt entsprechend dem aktuellen Stand der pädagogischen Diskussion in offiziellen Dokumenten nicht vor.

Allerdings ist Schulpolitik nicht nur das, was Dokumente aussagen. Ein ganz anderes, vielfältiges und widersprüchliches Bild ergibt sich, wenn man sich anschickt, die im Alltag praktizierte Multikulturalität in den Schulen zu untersuchen. Eine qualitative empirische Untersuchung der praktizierten Schulpolitik in verschiedenen Kantonen und Gemeinden ergibt unterschiedliche Reaktionen der Schule auf Migration.

Ein Teil der Lehrkräfte nimmt Migrantenkinder in der Schule als Belastung wahr. Zeitungsmeldungen geben eine solche Stimmung wieder:

„Immer mehr Lehrkräfte sind mit den reinen Erziehungsproblemen überfordert und wissen nicht, wie sie gegenüber der Gewalt an der Schule, dem asozialen Verhalten, der Unkonzentriertheit, dem Konsumverhalten der Schüler, dem wachsenden Ausländeranteil, dem Drogenproblem reagieren sollen.
(NZZ, 6. 12. 1995).

Seitens der Eltern kann Unmut das bekannte Phänomen des Wegzugs in „ausländerfreie“ Quartiere zur Folge haben. Eine andere Variante ist die Aufrichtung oder Verhärtung ethnischer Barrieren zum Beispiel dadurch, dass Lehrkräfte manchmal von Eltern unter Druck gesetzt an Elternabenden auf dem Gebrauch der lokalen Mundart bestehen, wodurch vorab einmal die Arbeit der fremdsprachigen UebersetzerInnen, falls solche zugegen sind, erschwert wird.

Manche Lehrkräfte halten es nicht für nötig oder möglich, das Thema der Multikulturalität im Sinne eines interkulturellen Unterrichts anzugehen. Einige meinen, es sei nicht ratsam, kulturelle Differenzen hervorzuheben, da Kinder ohnehin darunter leiden würden. Andere finden die interkulturellen Ideen zwar spannend und aktuell, aber zu abstrakt. Sie könnten sie daher nicht umsetzen. Eine dritte Gruppe hier sind auch einige BehördenvertreterInnen zu finden ist der Auffassung, dass die Schule bereits zu viele Aufgaben, in einigen Kantonen auch tiefgreifende und komplexe Reformen (Basel-Stadt, Bern, Zürich), bewältigen muss. Für interkulturellen Unterricht fehlten meist die Zeit und das Geld.

Schulsysteme reagieren (oft ausschliesslich) mit reparativen Massnahmen wie Zusatzkursen in der lokalen Unterrichtssprache. Diese sind je nach finanzieller Lage des Kantons oder der Gemeinde unterschiedlich intensiv und riskieren oft, den neuerdings wieder zunehmenden Sparmassnahmen zu erliegen. Das Lehrpersonal ist auf den Unterricht in der Zweitsprache fachlich manchmal sehr gut, manchmal aber nur mangelhaft vorbereitet. Der Nutzen eines solchen Zusatzunterrichts bleibt bescheiden, wenn die Schule nicht gleichzeitig ein pädagogisches Konzept zur positiven Wertung der Zweisprachigkeit und zur sozialen Integration zugewanderter SchülerInnen entwickelt. Jedenfalls konnten reparative Massnahmen bisher nicht verhindern, dass zugewanderte SchülerInnen statistisch betrachtet in der Schule wesentlich schlechtere Ergebnisse als ihre Schweizer KameradInnen erzielen.

In der Zeitspanne 1986 bis 1995 haben die Schüler/innen mit einem Migrationshintergrund in der Schweiz zahlen- und anteilsmässig zugenommen  von 123439 (17,1%) auf 163 107 (21,3%). Gleichzeitig ist deren Anteil in Schulen mit Grundansprüchen und in Schulen mit besonderem Lehrplan (Sonderschulwesen) stark gestiegen. Auf die zunehmend heterogene und für schwierig erklärte Migration reagieren Schulen in einigen Kantonen (zum Beispiel Basel-Stadt und Neuenburg) zeitweise mit der Eröffnung von mehr „Fremdsprachenklassen“ oder „classes d'accueil“ oder mit einem längeren Aufenthalt der Kinder in solchen Klassen. Dies erklärt aber nur teilweise die Zunahme im Bereich der Klassen mit besonderem Lehrplan. Lern- oder Verhaltensschwierigkeiten werden offenbar öfter bei zugewanderten als bei Schweizer Kindern festgestellt. Ueber die institutionellen Vorgänge, die im Einzelfall zu solchen Entscheidungen führen, liegen kaum wissenschaftliche Ergebnisse vor, während einiges über die Rolle der Familien bekannt ist. Wenn wir davon ausgehen, dass die Uebervertretung in Schulen mit Grundansprüchen und die übermässige und zunehmende Zuweisung zu Klassen mit besonderem Lehrplan Indikatoren von Separation sind, steht der von der EDK vorgegebenen Leitidee der Integration eine Praxis der ausgeprägter werdenden Separation gegenüber. Auffällig sind (allerdings nicht nur in dieser Hinsicht) die regionalen Unterschiede. Im Kanton Tessin ist der Anteil von Schüler/innen in Klassen mit besonderem Lehrplan, ungeachtet ihrer Herkunft, sehr niedrig. Behörden und Lehrkräfte bekennen sich zu einer „pedagogia delle differenze“ und erklären, die kulturelle Vielfalt werde in diesem Rahmen aufgefangen. Die Kehrseite dieser ökumenischen Ausrichtung ist, dass anders als in einigen anderen Kantonen die Tessiner Schule Migrationssprachen kaum zur Kenntnis nimmt.

Migration wirkt aber auch als Anlass und Katalysator für Innovation und Schulentwicklung. Mehrere Kantone (zum Beispiel Basel-Stadt, Bern, Zürich) haben Anfang der neunziger Jahre ihre Lehrpläne renoviert und die Themen der Migration, der kulturellen Vielfalt und der Mehrsprachigkeit aufgenommen. In mehreren Städten wurden Schulversuche entwickelt, bei denen eine bessere Nutzung der Mehrsprachigkeit, die individuelle Förderung der Kinder jenseits der ethnischen Zugehörigkeit, ein erhöhter Schulerfolg aller Kinder und ein angenehmeres Schulklima bzw. die Prävention der Gewalt im Vordergrund stehen. Innovationen werden von mehreren Faktoren begünstigt. Ein wichtiger Faktor ist das Vorhandensein einer kantonalen Fachstelle für interkulturelle Pädagogik oder für Ausländerpädagogik, wie sie im Kanton Zürich und einigen weiteren Kantonen besteht.

Migration bringt zusätzliche soziale, sprachliche, kulturelle und religiöse Vielfalt in eine Gesellschaft, in welcher die Säkularisierung, die Individualisierung und die Pluralisierung der Auffassungen und der Lebensstile die Normalität ausmachen. Viele pädagogische Versuche, die Migration nicht als Last, sondern als Potential zu betrachten, sind episodenhaft geblieben. Sie sind überdies an einem Missverständnis gescheitert: Die Wertschätzung „anderer“ Kulturen wurde oft mit oberflächlichen Freundschaftritualen oder mit dem musealen Kult mythischer „Herkunftskulturen“ verwechselt. Eine vertiefte Betrachtung der Chancen und Risiken solcher Inszenierungen) ermöglicht differenziertere Einsichten und Problemlösungen.

Der Umgang mit Heterogenität als solcher ist in den neunziger Jahren notwendiges Lernziel für Lehrkräfte, Kinder und Jugendliche. Zumindest in den Kantonen, welche Reformen der Sekundarstufe I bzw. der Volksschule eingeführt haben, setzen sich Lehrkräfte mit neuen Methoden des Unterrichtens, der Bewertung und der Elternarbeit intensiv auseinander. Dieselben Reformen verursachen gleichzeitig, dass Schülerinnen und Schüler mit unterschiedlichen Hintergründen länger im Klassenverband zusammenbleiben, weil eine Selektion erst später erfolgt. Angesichts einer so vielschichtigen, in dieser Form bisher unbekannten Herausforderung ist es um so dringlicher, dass die soziale, sprachliche und kulturelle Vielfalt in der Schule auf verschiedene Art thematisiert wird. Es ist ebenso kurzsichtig, die Folgen der migrationsbedingten Multikulturalität zu verdrängen, wie diese zur nationalen Katastrophe zu erklären.

Ich komme zum Schluss. Kulturelle Vielfalt in der Schweiz wird im Sinne eines friedlichen Zusammenlebens und eines wechselseitigen Verständnisses zwischen Gruppen und Gemeinschaften, die im selben Land leben, aber nicht derselben Kultur (Sprache, Religion etc.) angehören, verstanden. Der Begriff Vielfalt bedeutet vor allem Harmonie und Einvernehmen unterschiedlicher Komponenten in ein- und demselben Ganzen. Aus dieser Sicht besteht das Ideal nicht darin, die Rechte der einen in Bezug auf die andern zu betonen, sondern Austausch und Dialog anzustreben, die zu wechselseitigem Verstehen und friedlichem Miteinander führen.
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